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Panasonic senkt
Gewinnprognose 
Tokio. Der weltgrößte Heim-
elektronik-Konzern Panasonic
hat seine Gewinnprognose für
das laufende Geschäftsjahr um
90 Prozent zusammengestrichen.
Gründe seien der starke Yen und
ein Rückgang der Verbraucher-
Ausgaben, teilte das japanische
Unternehmen mit. Panasonic
rechnet nun für das noch bis
Ende März 2009 laufende Ge-
schäftsjahr mit einem Gewinn
von 30 Milliarden Yen (244 Mil-
lionen Euro). Im vergangenen
Jahr hatte Panasonic 281,9 Milli-
arden Yen verdient. Noch im Ok-
tober hatte der Konzern die bis-
herige Prognose bekräftigt. Beim
Umsatz erwartet Panasonic einen
Rückgang von 7,6 Prozent auf 8,5
Billionen Yen. Unterdessen sind
die Pläne von Panasonic, den
ebenfalls japanischen Konkurren-
ten Sanyo zu übernehmen, laut
einem Zeitungsbericht ins Sto-
cken geraten. Der Sanyo-Groß-
aktionär Goldman Sachs habe die
Gespräche mit Panasonic über
einen Verkauf seines Anteils von
41,7 Prozent abgebrochen, berich-
tete das „Wall Street Journal“ am
Donnerstag unter Berufung auf
informierte Personen. Die US-In-
vestmentbank sei mit dem von
Panasonic gebotenen Preis von
120 Yen pro Aktie unzufrieden,
hieß es. Das Angebot liegt noch
unter dem aktuellen Börsenkurs
von 150 Yen. (dpa)

Belgique: l'inflation 
chute à 3,14 %
Bruxelles. L'inflation a fortement
ralenti en Belgique en novembre,
à 3,14 % sur un an, principale-
ment sous l'effet de la chute des
prix des produits pétroliers,
quatre mois après avoir atteint
un pic historique en juillet, a an-
noncé jeudi le ministère belge de
l'Economie. «L'inflation glisse de
4,72 % en octobre à 3,14 % en no-
vembre et retombe ainsi à son
niveau de fin 2007», relève le mi-
nistère dans un communiqué.
«Il faut remonter au début des
années cinquante pour trouver
trace d'une aussi forte baisse de
l'inflation en un mois», souligne
le ministère belge, qui rappelle
qu'avec un taux de 4,91 %, l'infla-
tion avait atteint en juillet 2008
son plus haut niveau depuis 24
ans. Le repli de novembre est à
imputer à la forte diminution du
prix de l'essence (-11 %), du ga-
zole (-9 %), du GPL (-19 %) et du
mazout (-13 %), selon le commu-
niqué. (AFP)

Fujitsu Siemens 
streicht 700 Stellen 
München. Der Computerbauer
Fujitsu Siemens beginnt kurz
nach dem Komplettverkauf an
den japanischen Elektronikkon-
zern Fujitsu mit dem Stellen-
abbau in Deutschland. 700 der
insgesamt 6 000 Stellen in
Deutschland werden gestrichen,
teilte Fujitsu Siemens in Mün-
chen mit. Die Mitarbeiter in der
Produktion – in Augsburg sind es
500, im thüringischen Sömmerda
100 – seien von dem Abbau aller-
dings ausgenommen, ergänzte
eine Sprecherin. Als Hauptgrund
für die Streichungen nannte sie
den Preiskampf bei Computern
und den anhaltenden Verlust von
Marktanteilen an Wettbewerber
im Privatkundengeschäft. (dpa)

Attraktives Gestaltungsinstrument für Investitionen
Die Gewinnverwendung der SPF im Rahmen ihrer Steuerprivilegien

V O N  S A B I N E  E B E R T *

Mit Gesetz vom 11. Mai 2007
wurde in Luxemburg die „Société
de la gestion du patrimoine famili-
al“ (SPF) ins Leben gerufen, die
sich insbesondere für private Ver-
mögensverwaltungsgesellschaf-
ten im Familienbesitz eignet. Die-
ses Beteiligungsvehikel ist von
den Steuern vom Einkommen und
vom Ertrag (Körperschafts- und
Gewerbesteuer) sowie von der
Vermögenssteuer befreit und un-
terliegt einzig der sogenannten
„taxe d’abonnement“, einer vier
Mal im Jahr wiederkehrenden
Steuer. Es kann Gewinne damit
weitestgehend steuerfrei einneh-
men und ist insofern ein attrakti-
ves Gestaltungsinstrument für In-
vestitionen. 
Es ist allerdings darauf zu achten,
bei der Verwendung der auf der
Ebene der SPF steuerfrei einge-

nommenen Gewinne nicht den Er-
halt der Steuerprivilegien der SPF
zu gefährden. 

Gibt die SPF etwa die einge-
nommenen Gelder aus, um Wirt-
schaftsgüter anzuschaffen, oder
wendet sie die Gelder für Be-
triebsausgaben aus, so darf dies
nur dem ausschließlichen Gesell-
schaftszweck einer SPF dienen, Fi-
nanzanlagen im Sinne des Geset-
zes vom 5. August 2005 zu erwer-
ben, zu halten, zu verwalten und
zu veräußern. Weiter darf eine
SPF Bankguthaben unterhalten
und Kassenbestände haben (Ak-
tivseite der Bilanz). Einer SPF ist
jegliche Handelstätigkeit verbo-
ten. Dies bedeutet, dass eine SPF
zum Beispiel bereits keine ver-
zinslichen Darlehen gewähren
darf. 

Bei den Ausgaben spielt es zwar
keine Rolle, ob die Betriebsausga-
ben steuerlich abzugsfähig sind

oder nicht, oder ob bei Geschäften
mit Gesellschaftern oder diesen
nahe stehenden Personen mögli-
cherweise verdeckt Gewinne aus-
geschüttet werden, da die SPF von
der Körperschafts- und Gewerbe-
steuer befreit ist und damit kein zu
versteuerndes Einkommen zu kor-
rigieren sein kann. Mögliche ver-
deckte Gewinnausschüttungen
können allerdings auf Seiten des
Empfängers steuerliche Folgen
auslösen. 

Die sich an die steuerfreie Ein-
nahme von Gewinnen durch eine
SPF anschließende Ausgabe kann
sich nur selten auf die „taxe
d’abonnement“ auswirken. Die
steuerliche Bemessungsgrundlage
der „taxe d’abonnement“, sofern in
diese die Verbindlichkeiten der
SPF einbezogen werden, stellen
nur diejenigen Verbindlichkeiten
der SPF dar, die jeweils am 1.
Januar eines Jahres bestanden. 

Weiterhin hat nach dem Gesetz
über die SPF in Verbindung mit
dem Gesetz vom 23. Dezember
2005 und in Verbindung mit dem
Gesetz vom 21. Juli 2005, welches
die EU-Zinsrichtlinie vom 3. Juni
2003 umsetzt, eine SPF auf von ihr
ausgezahlte Zinsen eine Kapitaler-
tragssteuer (Quellensteuer) einzu-
behalten, sofern diese Zinsen an
wirtschaftlich berechtigte natürli-
che Personen gezahlt werden, die
entweder in Luxemburg oder in
einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union steuerlich
ansässig sind. 

Schließlich muss bewusst sein,
dass eine SPF bei der Gewinnver-
wendung im Rahmen von Trans-
aktionen angesichts ihrer Steuer-
befreiungen nicht von Doppelbe-
steuerungsabkommen Gebrauch
machen kann. 

* Sabine Ebert, Kanzlei Wildgen & Partner

Im November war die Zahl der Arbeitslosen nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) um 8 000 auf 2 988 000
gesunken. (FOTO : AFP)

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat nun auch den deutschen Arbeitsmarkt erfasst

Ende des Job-Booms
Bundesagentur rüstet sich für schwierige Zeiten auf dem Arbeitsmarkt

Das drohende Ende des Job-Booms
in Deutschland hat den Streit um
zusätzliche Arbeitsmarkt-Anreize
verschärft. Während die schwarz-
rote Bundesregierung den Stellen-
markt dank ihres Maßnahmenpa-
kets für„ raueres Wetter“ gerüstet
sieht, sprachen sich die Opposi-
tionsparteien am Donnerstag in
Berlin für weitere Impulse aus.

„Der Schutzschirm gegen Arbeits-
losigkeit hat Löcher“, kritisierte
die Bundestagsfraktion der Grü-
nen und forderte ein Förderpro-
gramm für Bildung, Weiterqualifi-
zierung und öffentliche Beschäfti-
gung im großen Stil. Die FDP
sprach sich für Steuer- und Abga-
bensenkungen aus.

Im November war die Zahl der
Arbeitslosen nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit (BA) um
8 000 auf 2 988 000 gesunken. Die
Zahl der Erwerbslosen sank damit
auf den niedrigsten Wert seit 16
Jahren. Ein Jahr zuvor waren noch
390 000 Menschen mehr arbeits-
los gewesen. Die Arbeitslosen-
quote nahm um 0,1 Punkte auf 7,1
Prozent ab. Im Vorjahr hatte diese
Quote noch bei 8,1 Prozent gele-
gen. Die Bundesagentur räumte
ein, dass die Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise trotz der noch aktuell
guten Zahlen inzwischen auch den
Arbeitsmarkt erreicht hat.

Auch die Nachfrage
nach Arbeitskräften sinke

„Es mehren sich die Anzeichen,
dass der wirtschaftliche Ab-
schwung auf dem Arbeitsmarkt
ankommt“, sagte BA-Vorstands-
chef Frank-Jürgen Weise. So gebe
es viele Firmenanfragen zum
Kurzarbeitergeld. Zahlreiche Un-
ternehmen hätten angekündigt,
dass sie Mitarbeiter entlassen
müssten. Auch die Nachfrage nach
Arbeitskräften sinke. Allein im
November hätten Unternehmen
für bundesweit 57 000 Beschäf-
tigte Kurzarbeit angekündigt – das
seien rund 30 000 mehr als im

Vormonat und 42 000 mehr als vor
einem Jahr, berichtete BA-Vor-
standsmitglied Heinrich Alt.

Dennoch erwarten beide BA-
Manager einen geringeren Anstieg
der Erwerbslosigkeit als in frühe-
ren Wirtschaftskrisen. Viele Un-
ternehmen hätten in den Vorjah-
ren stark rationalisiert. Dadurch
könnten Firmen heute einen Auf-
tragsverlust von bis zu 15 Prozent
verkraften, ohne sich von der
Kernbelegschaft trennen zu müs-
sen. „Auch die örtlichen Arbeits-
agenturen und Jobcenter sind in-
zwischen besser aufgestellt“, gab
Weise zu bedenken. Vermittler
hätten heute weniger Jobsucher
als früher zu betreuen. „Die Be-
treuung ist außerdem fachkundi-
ger und intensiver“, fügte er hinzu.

Für Irritation sorgte die Bun-
desagentur unterdessen mit ihren
aktuellen Angaben zur Zahl der
offenen Stellen. Während sie noch

im Oktober von mehr als einer
Million freien Stellen ausgegangen
war, spricht sie in der neuesten
Statistik nur noch von 539 000
freien Stellen. Der Grund sei, dass
die im Internet angebotenen Ar-
beitsplätze erstmals im November
nicht mehr mitgezählt würden. Es
habe sich gezeigt, dass das Online-
Stellenangebot zumindest zum
Teil mit dem Stellenangebot der
Arbeitsagenturen identisch sei.
Dies habe zu Doppelzählungen ge-
führt.

Der überraschend starke
Herbstaufschwung dürfte nach
BA-Angaben für eine unerwartet
gute Finanzlage der Nürnberger
Bundesbehörde in diesem Jahr
sorgen. Anders als zunächst ange-
nommen rechne der Vorstand in-
zwischen mit einem Jahresüber-
schuss von rund 700 Millionen
Euro, sagte Weise. Noch einen
Monat zuvor hatte der BA-Vor-

stand mit einem ausgeglichenen
Ergebnis gerechnet.

Von der guten Arbeitsmarktent-
wicklung profitierte auch die Zahl
der Erwerbstätigen – dem statisti-
schen Spiegelbild der Arbeitslo-
senzahlen. So stieg ihre Zahl zu-
letzt (im Oktober) um 188 000 auf
40,91 Millionen. 

Die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten klet-
terte erstmals seit vielen Jahren
auf 28,00 Millionen.

Wegen der Wirtschaftskrise
werden nach Einschätzung von
Bundesarbeitsminister Olaf
Scholz (SPD) viele Menschen in
Deutschland ihren Job verlieren
oder keinen neuen finden. Die Re-
gierung habe daher die Auszah-
lung des Kurzarbeitergeldes auf 18
Monate verlängert, für mehr Mög-
lichkeiten zur Weiterbildung ge-
sorgt und die Zahl der Vermittler
aufgestockt. (dpa)


